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Abkiirzungsverzeichnis

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

OECD Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

BAG Bundesamt fir Gesundheit

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

EPDG Bundesgesetz Uber das elektronische Patientendossier

EFAS Einheitliche Finanzierung von ambulanten und stationaren Leistungen

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

OFSP Office fédéral de la santé publique

DFI Département fédéral de l'intérieur

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

AOS Assurance obligatoire des soins

LDEP Loi fédérale sur le dossier électronique du patient

EFAS Financement uniforme des prestations dans le domaine ambulatoire et

stationnaire
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Die SGK des Nationalrates forderte den Bundesrat in einer Motion auf, das
Bundesgesetz Uber die Krankenversicherung so zu andern, dass Praktikumsplatze in
privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen im Rahmen der Ausbildung fur
nichtuniversitare Gesundheitsberufe erméglicht werden. Dadurch soll der sinkenden
Anzahl von Ausbildungsplatzen bei steigendem Personalbedarf Rechnung getragen
werden. Gegenwartig durfen Praktika nicht von privaten Praxen oder anderen
ambulanten Leistungserbringern angeboten werden, was vor allem flr Studierende
diverser Fachhochschul-Studiengdnge ein Problem darstelle. Vier Punkte sollen
deswegen mit einer Neuregelung angegangen werden: Die Sicherstellung des
Kompetenzenerwerbs, der in vielen Fachrichtungen zu einem relevanten Anteil in
Praktika gewonnen wird; das Angebot an Praktikumsplatzen hoch halten, denn in den
problematischen Studiengangen wird bereits ein Numerus clausus angewendet, was
den Fachkréftemangel noch anheizt; ebendiesem Fachkraftemangel Einhalt gebieten,
indem eine erhdhte Zahl von Praktikumsplatzen die Ausbildung in der Schweiz starkt
(wie im Rahmen von Gesundheit 2020 vorgesehen); und eine Gleichberechtigung von
stationarem und ambulanten Bereich erzielen, da die Ausbildungskosten in diesen
beiden Sparten geméss Tarifkalkulation im KVG nicht gleichméssig abgegolten werden
kénnen. Die Motion war kommissionsintern umstritten, denn fast die Halfte der 25-
kopfigen Kommission stellte sich mit dem Antrag auf Ablehnung gegen das Anliegen.

Der Bundesrat teilte grundsatzlich die Sorgen und Vorschlage zur Losung der
geschilderten Problematik, er sah aber den Weg tUber das KVG als den falschen an. Die
OKP sei eine Sozialversicherung und deswegen nicht geeignet, um Ausbildungen zu
finanzieren. Die OKP sei dazu da, Kosten flir medizinische Leistungen zu decken.
Leistungen, die aufgrund des Risikos Krankheit anfallen, um Diagnosen zu stellen und
um Behandlungen durchzufthren. Das durch die Pramien angehaufte Kapital solle nicht
dazu dienen, Ausbildungskosten mitzutragen. Weil Fachkraftemangel, zu wenige
Ausbildungsplatze sowie eine Ungleichbehandlung der Bereiche erkannt wurden, zeigte
sich die Regierung aber bereit, den Kantonen bei der Losungsfindung beizustehen und
dem Parlament Bericht zu erstatten.

Im  Nationalratsplenum  wurde die Motion nur kurz behandelt und
Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH) brachte in ihrer Begriindung fur die
Motion vor allem die Sorge um den Fachkraftemangel im Gesundheitsbereich zum
Ausdruck, der zwar immer wieder zur Sprache kédme, gegen den aber auch im Parlament
jeweils nicht viel Konkretes unternommen werde. Mit diesem Vorstoss kénne ein Schritt
gegangen werden, der erst noch kostenneutral umgesetzt werden kdénnte. Gegen den
Vorstoss stand Raymond Clottu (svp, NE) ein, der die Meinung des Bundesrats teilte,
dass keinesfalls die OKP als Finanzierungskanal herhalten dirfe. Gleich argumentierte
Bundesrat Berset, der die Meinung der Regierung vertrat und gegen die Motion warb,
die allerdings mit 92 zu 89 Stimmen und 3 Enthaltungen knapp angenommen und damit
dem Sténderat zur Weiterbearbeitung tiberlassen wurde. '

Im Dezember 2017 reichte Rebecca Ruiz (sp, VD) ein Postulat ein, mit welchem sie den
Bundesrat beauftragen wollte, die Forderung der arztlichen Zweitmeinung zu
konkretisieren. Es solle dabei unter anderem gepruft werden, welche finanziellen
Auswirkungen generell vorgesehene arztliche Zweitmeinungen auf lange Sicht hatten,
welche Massnahmen zur Sensibilisierung und Unterstitzung der Patienten fir ein
zweites arztliches Gutachten erforderlich seien und inwiefern es zweckmaéssig sei,
durch die Tarifpartner eine eigene Position fur die arztliche Zweitmeinung zu schaffen.
Zudem misse begutachtet werden, wie man bei Arztinnen und Arzten auf hohere
Akzeptanz gegenuber der Zweitmeinung, einem Patientenanliegen, stossen kénne und
welche gesetzlichen Anderungen allenfalls vonndten seien. Gemass der Postulantin
werde die Forderung der érztlichen Zweitmeinung bereits im Bericht der
Expertengruppe zur Dampfung des Kostenwachstums im Gesundheitswesen als
mogliche Sparoption behandelt. Weiter sei die Schweiz der OECD zufolge Teil der
Léndergruppe mit den meisten Huft- und Knieersatzoperationen pro 100'000
Einwohner. Dies deute darauf hin, dass es zu unndtigen Operationen kame; die
Forderung arztlicher Zweitmeinungen kénnte diese verhindern und zu wirksameren
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Behandlungen fuhren. So wirden nicht nur Folgerisiken vermieden, sondern auch eine
Kostensenkung der OKP realisiert, was eine Dampfung der Gesundheitskosten wie auch
eine Qualitatssteigerung des schweizerischen Gesundheitssystems bewirken wirde.

Da der Bundesrat infolge des bereits von Ruiz erwéahnten Berichtes beschlossen hatte,
sich verstarkt um eine Kostendémpfung im Gesundheitswesen zu bemuihen, beantragte
er die Annahme des Postulates. Das EDI sei mit der Prufung der im Bericht
vorgeschlagenen Massnahmen und dem Vorlegen von Umsetzungsvorschlagen
beauftragt worden. In diesem Zusammenhang wirden die im Postulat Ruiz gestellten
Fragen ebenfalls geprift werden.

Stillschweigend folgte der Nationalrat Mitte Marz 2018 der Empfehlung des Bundesrates
und nahm das Postulat an. ?

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Die grosse Kammer Uberwies ein Postulat Darbellay (cvp, VS), das den Bundesrat
beauftragt, einen Bericht Uber die Kriterien fiir die Reprasentativitit bei der
Unterzeichnung von Tarifvertragen im Gesundheitswesen zu verfassen. Anlass dazu gab
ein Konflikt im Bereich der Physiotherapie: Der Taxpunktwert der Physiotherapeuten
war seit 1998 nicht nach oben angepasst worden, was laut dem Postulanten daran liege,
dass die Santésuisse-Tochter Tarifsuisse ihren Vertrag nicht mit dem grossten
Physiotherapeutenverband, sondern mit einem kleineren, nur regional aufgestellten
Verband abgeschlossen habe, der nicht reprasentativ sei. ®

Im Mai 2018 legte der Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur Neuregelung der
Zulassung von Leistungserbringenden vor, welche die zeitlich begrenzte
Zulassungsbeschrankung der Leistungserbringenden abldsen soll. Die Vorlage will die
Anforderungen an die Leistungserbringenden erhdhen, die Qualitdt und
Wirtschaftlichkeit ihrer Leistungen steigern und den Kantonen ein Kontrollinstrument
fir das Leistungsangebot in die Hand geben. Aufgrund der Vernehmlassungsantworten
hatte der Bundesrat in der Zwischenzeit einige Anderungen an der Vorlage
vorgenommen: Neu sollen die Kantone flr die Zulassungssteuerung und die Aufsicht
Uber die Einhaltung der Auflagen zusténdig sein, nicht mehr die Versicherer. Zudem
wurde die zweijahrige Wartefrist fur die Leistungserbringenden vor Zulassung zur
Leistungserbringung im Rahmen der OKP durch eine mindestens dreijahrige Tatigkeit an
einer schweizerischen Weiterbildungsstatte ersetzt.

Im Sommer 2018 beriet die SGK-NR die Botschaft des Bundesrats und trat ohne
Gegenstimme auf die Vorlage ein. Sie ersetzte insbesondere einige Kann- durch Muss-
Bestimmungen und erweiterte den Geltungsbereich der Regelungen auf den
ambulanten Spitalbereich. Arztinnen und Arzte sollen sich zur Zulassung zur OKP einer
zertifizierten Gemeinschaft gemass EPDG anschliessen mussen. Zudem soll ein Register
Uber die ambulant tatigen Leistungserbringenden die Transparenz erhdhen. Die
Kommission verabschiedete ihren Vorschlag mit 16 zu 4 Stimmen bei 3 Enthaltungen.

In der Wintersession 2018 folgte die Erstbehandlung der Vorlage im Nationalrat. Ruth
Humbel (cvp, AG) und Raymond Clottu (svp, NE) présentierten sie dem Rat, der ohne
Gegenantrag auf die Vorlage eintrat. Unbestritten waren die Anderungen der Kann-
Formulierungen; erste Diskussionen gab es zur Frage, ob Leistungserbringende fir die
Zulassung zur OKP zwei Jahre an einer schweizerischen Weiterbildungsstatte und ein
Jahr an einem Spital mit Grundversorgung - wie es die Kommission wollte - oder drei
Jahre an einer schweizerischen Weiterbildungsstatte - wie es eine Minderheit Humbel
vorschlug - gearbeitet haben mussen. Hier wurde diskutiert, ob es sinnvoller sei, dass
frei praktizierende Arztinnen und Arzte - haufig Spezialistinnen und Spezialisten - auch
als Grundversorgende gut ausgebildet seien, oder ob es relevanter sei, dass sie langer in
ihrem Spezialgebiet arbeiteten. Mit 170 zu 12 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) entschied
sich der Rat in dieser Frage flr die Minderheit und somit fir eine starkere
Spezialisierung der Leistungserbringenden.

Besonders umstritten war die Frage, ob die Kantone die Moglichkeit erhalten sollen,
den Vertragszwang zwischen Versicherern und Leistungserbringenden aufzuheben,
solange Unter- und Obergrenzen an Arztinnen und Arzten nicht erreicht werden. Diesen
Vorschlag der Kommission lehnte eine Minderheit Ruiz (sp, VD) ab. Stattdessen wollte
sie den Kantonen die Moglichkeit geben, andere Zulassungskriterien zu definieren. Der
Rat folgte jedoch gegen den Widerstand der SP- und der Grinen-Fraktion sowie
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einzelner Mitglieder anderer Fraktionen mit 126 zu 57 Stimmen (bei einer Enthaltung)
mehrheitlich der Kommissionsmehrheit. Ahnliche Lager zeigten sich auch bei der
Frage, ob den Versicherern und den Versichererverbanden ein Beschwerderecht
bezlglich Bandbreiten und Hochstzahlen zustehen soll oder nicht. Die Mehrheit des
Nationalrats sprach sich mit 120 zu 59 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) fir ein solches
Beschwerderecht aus.

Schliesslich 16sten auch die Ubergangsbestimmungen lange Diskussionen aus. So war
sich der Rat nicht einig, ob das Inkrafttreten des Gesetzes an die Inkraftsetzung der
Anderung des KVG beziglich EFAS gekniipft werden soll oder nicht. Eine Minderheit
Gysi (sp, SG) sprach sich gegen eine solche Koppelung aus, da EFAS sehr umstritten sei
und die Anderung der Zulassungssteuerung aufgrund ihrer Wichtigkeit nicht
aufgeschoben werden solle. Dass es zu einer solchen Verknlipfung gekommen sei,
fihrte Gysi auf das Lobbying der Krankenversicherungen zurick. Obwohl auch der
Gesundheitsminister den Nationalrat bat, auf eine Verknipfung der beiden Themen zu
verzichten, stimmte der Nationalrat mit 123 zu 53 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) im
Sinne der Kommissionsmehrheit fur eine Verknlpfung. Mit 128 zu 40 Stimmen bei 13
Enthaltungen nahm der Nationalrat die Vorlage in der Gesamtabstimmung an. Die Nein-
Stimmen stammten allesamt aus dem links-griinen Lager, jedoch entschieden sich zehn
Parlamentarierinnen und Parlamentarier der SP sowie zwei der Grlinen und einer der
SVP, sich der Stimme zu enthalten. *

Im September 2018 verdffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfillung des
Postulats Darbellay (cvp, VS) zu den Kriterien fiir die Reprasentativitdt bei der
Unterzeichnung von Tarifvertragen. Die Frage nach der Représentativitat sei nur flr die
gesamtschweizerisch einheitlichen Tarifstrukturen relevant, befand der Bundesrat im
Bericht und beschrankte seine Analyse folglich auf die Einzelleistungstarifstrukturen
sowie auf die Strukturen flr die pauschale Vergltung der stationaren Behandlung. Das
Kriterium der Reprasentativitat sei gesetzlich nicht verankert, ergebe sich aber aus der
Einheitlichkeit der Tarifstruktur, erklarte der Bundesrat. Der Abschluss eines
Tarifvertrags bedurfe grundséatzlich keiner Mindestkriterien, er solle sich aber auf einen
breiten Konsens stltzen. Die Revision einer Tarifstruktur muisse jedoch in einem
Tarifvertrag erfolgen, der von allen «massgeblichen Tarifpartnern» unterzeichnet
werden musse. Die Frage, ob eine Mehrheit der Tarifpartner zustimmen musse oder ob
es ausreichend sei, wenn die Ubrigen Tarifpartner zumindest angehért wirden, werde
Uberdies in den Gutachten von Dr. iur. Markus Moser, eingeholt durch das BAG, und
Prof. Dr. Bernhard Rutsche, beauftragt von Curafutura, uneinheitlich beantwortet.
Folglich entschied der Bundesrat, zuklnftig das Kriterium der Repréasentativitat
dadurch in Betracht zu ziehen, dass er von einer Minderheit der Tarifpartner vorgelegte
Vertrage prufe und bei Erflllung der gesetzlichen Voraussetzungen die Tarifstruktur per
Verordnung als gesamtschweizerisch einheitlich festlege.

Nach Vorliegen des Berichts stimmte der Nationalrat der vom Bundesrat beantragten
Abschreibung des Postulats in der Sommersession 2019 stillschweigend zu. °

1) AB NR, 2016, S. 910 ff.

2) AB NR, 2018, S. 534; Bericht Kostenddmpfungsmassnahmen

3) AB NR, 2013, 5. 1326; TG, 7.3.13.

4) AB NR, 2018, S. 2153 ff.; Medienmitteilung SGK-NR vom 31.8.18

5) Bericht BR vom 14.9.18; Moser (2017). Stellungnahme zu Fragen des Tarifrechts; Rutsche (2018). Genehmigung und
Festsetzung von Tarifstrukturen fir Einzelleistungstarife.
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